


Jugendhilfe in der EUREGIO: Inland oder Ausland?
In der EUREGIO Maas – Rhein stellt sich häufig das Problem, ob Jugendhilfe von Deutschland auch für Kinder oder Jugendliche erbracht werden kann, wenn die Eltern in Belgien oder den Niederlande wohnen. Das Bundesverwaltungsgericht hat jetzt eine Entscheidung getroffen, wann von einer Inlands- und wann von einer Auslandshilfe gesprochen werden kann. Die Unterschiede: eine Auslandshilfe aus Deutschland erfolgt nur nachrangig, wenn die Hilfe im Aufenthaltsland nicht erbracht wird. Zuständig für die Inlandshilfe ist das örtliche Jugendamt, für die Auslandshilfe der überörtliche Träger der Jugendhilfe.
Im Ausgangsfall lebte die allein sorgeberechtigte Mutter mit ihrem schwer kranken Kind in Rumänien. Beide sind deutsche Staatsangehörige. Die Mutter stellte über das Konsulat bei dem überörtlichen Träger den Antrag, das Kind in einem Internat in Deutschland unterzubringen, weil es derartige Einrichtungen in Rumänien nicht gebe. Sie selbst wolle in Rumänien wohnen bleiben. Das Kind wurde für mindestens 5 Jahre in einem deutschen Internat gem. §§ 33, 34 SGB VIII untergebracht. Das kostete rund 270.000 €, und es stellte sich die Frage, ob der überörtliche oder der örtliche Jugendhilfeträger am Ende dafür aufkommen musste.
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass es sich um einen Fall der Auslandshilfe gehandelt hat. Bei der Antragstellung hätten sich beide Personen im Ausland aufgehalten. Dass sich das Kind später im Inland aufgehalten habe, ändere daran nichts. Also musste der überörtliche Träger der Jugendhilfe zahlen.
[bookmark: _GoBack]Allerdings wird in der Entscheidung zwischen leistungsberechtigter Mutter und dem Leistungsempfänger (Kind) differenziert. Den Anspruch auf Hilfen zur Erziehung, zu dem auch die Unterbringung in einem Heim, in Vollzeitpflege oder in einer sonstigen betreuten Wohnform gehört, steht der sorgeberechtigten Mutter zu. Deshalb fiel hier mit der Übersiedlung des Kindes nach Deutschland der Aufenthalt von Leistungsberechtigter und Leistungsempfänger auseinander. In einem solchen Fall, so dass BVerwG, bleibe es bei einer Auslandshilfe. 
Anderes sei es jedoch, wenn das Kind selbst leistungsberechtigt sei. Wird das Kind volljährig, hat es selbst den Anspruch auf die Vollzeitpflege, und damit wird jeder Antrag auf Hilfen für junge Volljährige ein Inlandsfall.
In der EUREGIO Maas – Rhein kommt es gelegentlich zu Auseinandersetzungen über Jugendhilfeleistungen für Kinder und Jugendliche aus Belgien und den Niederlanden. In Belgien z.B. werden Psychotherapien oft nur stationär angeboten, und ambulant betreute Wohnformen wie in Deutschland sind äußerst selten. Ebenso besuchen Kinder und Jugendliche, deren Eltern in Belgien oder den Niederlanden leben, eine Privatschule, die im Rahmen der Eingliederungshilfe vom Jugendamt finanziert wird. Nach dieser Entscheidung besteht nun Klarheit, dass es zunächst darauf ankommt, ob das Kind / der Jugendliche volljährig ist oder nicht. Wohnen die Eltern im Ausland, das Kind aber im Inland, dann stellt sich die Frage, wer leistungsberechtigt ist: die Eltern (§§ 27 SGB VIII) oder das Kind (§ 35a SGB VIII).
(BVerwG, Urt. v. 31.05.2018 – 5 C 1/17 -)
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